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Härtefallregelungen für ausreisepflichtige Straftäter? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Laut Pressemitteilung ist einer der drei Tatverdächtigen, die sich wegen Mordes an einem 93-
jährigen Rentner im Kölner Stadtteil Neubrück in Untersuchungshaft befinden, ein abgelehnter 
Asylbewerber aus dem nordmazedonischen Skopje, der seit fast einem Jahrzehnt in Köln ge-
duldet wird.1 
 
Eigentlich hätte er bereits vor zehn Jahren abgeschoben werden sollen. Er durfte jedoch auf-
grund einer Härtefallentscheidung bleiben, die ein unterstützender Kölner Verein beantragt 
hatte2 und die sowohl vom Petitionsausschuss des nordrhein-westfälischen Landtags als auch 
von der Härtefallkommission befürwortet worden war. Das beteiligte Ausländeramt hatte zwar 
Zweifel an den Angaben des Asylbewerbers, hatte aber keine Kenntnis von Straftaten, obwohl 
zum Zeitpunkt der Härtefall-Beantragung bereits vier Ermittlungsverfahren wegen Diebstahls 
und Betruges gegen den Asylbewerber liefen, von denen zwei der Diebstähle bereits zu einer 
Verurteilung mit Strafgeldsätzen geführt hatten. 
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 8320 mit Schreiben vom 7. August 2026 namens der Landesregierung im Ein-
vernehmen mit dem Minister des Innern sowie dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
1. In welcher Form und zu welchem Zeitpunkt erfolgt die Kommunikation eingeleite-

ter Ermittlungsverfahren und Verurteilungen von Asylbewerbern durch die Straf-
verfolgungsbehörden an die Ausländerbehörden? 

 

 
1 Detlef Schmalenberg und Axel Spilcker in KStA vom 26.06.2026: Mordverdächtiger ist vorbestraft – 
und trotzdem geduldet, abgerufen unter https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/mord-in-neubrueck-
wurde-der-hauptverdaechtige-in-deutschland-geduldet-weil-straftaten-nicht-in-der-akte-standen-
1307225 (letzter Zugriff 26.06.2026) 
2 https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/mord-in-neubrueck-wurde-der-hauptverdaechtige-in-deutsch-
land-geduldet-weil-straftaten-nicht-in-der-akte-standen-1307225  
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Für Asylbewerberinnen und Asylbewerber, die in die Zuständigkeit der Ausländerbehörden 
fallen, gelten die allgemeinen gesetzlichen Informationspflichten des Aufenthaltsrechts. Die für 
die Einleitung und Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens zuständigen Stellen sind 
gemäß § 87 Absatz 4 AufenthG verpflichtet, die zuständige Ausländerbehörde unverzüglich 
insbesondere über die Einleitung und die Erledigung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens zu 
unterrichten. Diese Verpflichtungen werden durch Nummer 42 der Anordnung über Mitteilun-
gen in Strafsachen (MiStra) sowie in Nordrhein-Westfalen durch den Gemeinsamen Runder-
lass vom 29.04.2022 zur Zusammenarbeit zwischen Ausländerbehörden, Polizeibehörden so-
wie Justizbehörden bei straffälligen ausländischen Personen (abrufbar unter 
https://recht.nrw.de/lrmb/verwaltungsvorschrift/zusammenarbeit-zwischen-auslaenderbeho-
erden-polizeibehoerden-sowie/) konkretisiert. Weitergehende Informationspflichten der Straf-
verfolgungsbehörden gegenüber dem für das Asylverfahren zuständigen Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge ergeben sich insbesondere aus § 8 AsylG. 
 
Gemäß Nummer 42 Absatz 1 Satz 1 Ziffern 1 und 4, Absatz 6 MiStra sind in Strafsachen 
gegen Ausländerinnen und Ausländer (§ 2 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz) sowohl die Einleitung 
als auch der Ausgang des Verfahrens durch Gerichte und Staatsanwaltschaften unverzüglich 
der nach dem jeweiligen Landesrecht örtlich zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen. 
Nach Nummer 2 Satz 4 MiStra unterbleibt eine Mitteilung, solange Zwecke des Strafverfahrens 
entgegenstehen. 
Die Mitteilung über die Einleitung des Verfahrens kann zudem unterbleiben, solange kein be-
gründeter Verdacht vorliegt (Nummer 6 Absatz 2 Satz 2 MiStra). Gleiches gilt, wenn in den 
Akten dokumentiert ist, dass sie bereits durch die Polizei erfolgt ist. Grundsätzlich unterrichtet 
die mit der Bearbeitung eines Strafverfahrens befasste Dienststelle der Polizei Nordrhein-West-
falen die aktenführende bzw. örtlich zuständige Ausländerbehörde unverzüglich über die Einlei-
tung eines Strafverfahrens mittels eines im Vorgangsbearbeitungssystem „Verfahren zur inte-
grierten Vorgangsbearbeitung und -auskunft (ViVA)“ hinterlegten standardisierten Berichts. 
 
Soweit der Ausgang des Verfahrens mitzuteilen ist, umfasst dies jede das Verfahren endgültig 
oder – außer in den Fällen des § 153a der Strafprozessordnung – vorläufig abschließende 
Entscheidung, insbesondere die Einstellungsverfügung (Ablehnung der Strafverfolgung) der 
Staatsanwaltschaft, den nicht mehr anfechtbaren Beschluss, der die Eröffnung des Hauptver-
fahrens ablehnt, die Einstellung des Verfahrens durch gerichtlichen Beschluss und die rechts-
kräftige Entscheidung (Nummer 6 Absatz 7 MiStra). Dabei ist grundsätzlich auch die Begrün-
dung mitzuteilen. 
 
Die Mitteilungen werden grundsätzlich durch Übersendung einer Mehrfertigung des mitzutei-
lenden Schriftstücks bewirkt. Im Übrigen wird die Form der Mitteilungen von der übermitteln-
den Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt (Nummer 9 Absatz 1 MiStra). Die Über-
mittlung erfolgt in Nordrhein-Westfalen derzeit noch in Papierform. 
 
 
2. Werden bei Härtefallanträgen alle relevanten (d.h. auch strafrechtliche) Umstände 

des jeweiligen Asylbewerbers geprüft? 
 
Bei den Antragstellenden von Härtefallanträgen handelt es sich um abgelehnte Asylbewerbe-
rinnen und abgelehnte Asylbewerber oder auch um anderweitige ausreisepflichtige Auslände-
rinnen und Ausländer. 
Sofern im Härtefallverfahren der Vorprüfungsausschuss positiv für die Beratung eines Falles 
in der Kommission votiert hat, wird stets unter Beifügung des Antragsvorbringens eine begrün-
dete Stellungnahme der jeweils zuständigen Ausländerbehörde zu dem Vorgang angefordert. 
Die Ausländerbehörde wird in der Berichtsanforderung darauf hingewiesen, dass sie die aus-
länder- bzw. asylrechtlichen Aspekte darzustellen hat und ihr Bericht eine wichtige Grundlage 

https://recht.nrw.de/lrmb/verwaltungsvorschrift/zusammenarbeit-zwischen-auslaenderbehoerden-polizeibehoerden-sowie/
https://recht.nrw.de/lrmb/verwaltungsvorschrift/zusammenarbeit-zwischen-auslaenderbehoerden-polizeibehoerden-sowie/
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für die Beratung in der Härtefallkommission sein wird. Denn die Geschäftsstelle der Härtefall-
kommission bzw. die Härtefallkommission erhält solche fallbezogenen Informationen nicht an-
derweitig. Insbesondere ist die Geschäftsstelle der Härtefallkommission bzw. die Härtefallkom-
mission nicht selbst Adressatin der o.g. Mitteilungspflichten und es stehen ihr nach den für ihr 
Tätigwerden geltenden Vorschriften keine originären entsprechenden Rechte zum Erhalt von 
Informationen bzgl. strafrechtlich relevanter Umstände zu. Mit der Berichtsanforderung wird 
ein Vordruck für die Erstellung des Berichts übersandt, der u.a. auch die Mitteilung vorsieht, 
ob der Antragsteller ausgewiesen wurde, ob eine Aufenthaltserlaubnis wegen bestimmter Aus-
weisungsinteressen abgelehnt wurde und ob der Antragsteller Straftaten von erheblichem Ge-
wicht im Sinne des § 23a AufenthG begangen hat.  
 
Im Stadium der konkreten Erteilung oder Verlängerung von Aufenthaltserlaubnissen gemäß § 
23a AufenthG obliegt es den Ausländerbehörden, welche in Nordrhein-Westfalen das Letztent-
scheidungsrecht hinsichtlich der Umsetzung von Ersuchen der Härtefallkommission innehaben 
(vgl. § 7 Absatz 1 HFKVO NRW), etwaige durchgreifende Hinderungsgründe festzustellen. 
Die Härtefallkommission nimmt allerdings bei neu auftretenden Informationen vor Abschluss 
des Härtefallverfahrens - also vor Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gemäß § 23a AufenthG 
- gegebenenfalls ihr Ersuchen aufgrund erneuter Beratung zurück. 
 
 
3. Welche Behörden in Nordrhein-Westfalen sind an dieser Überprüfung beteiligt? 
 
Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 
Vor Erteilung eines Aufenthaltstitels können die zuständigen Ausländerbehörden zudem Si-
cherheitsabfragen gemäß § 73 Absatz 2 AufenthG durchführen. Durch eine solche Sicherheits-
abfrage können über das Bundesverwaltungsamt noch der Bundesnachrichtendienst, das 
Bundesamt für Verfassungsschutz, der Militärische Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt, 
die Bundespolizei und das Zollkriminalamt sowie das Landesamt für Verfassungsschutz und 
das Landeskriminalamt oder die zuständigen Behörden der Polizei in die Prüfung einbezogen 
werden.  
 
 
4. Wie wird sichergestellt, dass ggf. auch strafrechtlich relevante Umstände aus an-

deren Bundesländern in die Abwägung einfließen? 
 
Bei der MiStra handelt es sich um eine bundesweit geltende Verwaltungsvorschrift, die zwi-
schen dem für Justiz zuständigen Bundesministerium und den Landesjustizverwaltungen ab-
gestimmt wird. Die Mitteilungen nach Nummer 42 MiStra sind deshalb unabhängig vom Sitz 
der mit dem Verfahren befassten Staatsanwaltschaft an die nach jeweiligem Landesrecht für 
die betroffene Person örtlich zuständige Ausländerbehörde zu richten. 
 
 
5. Was unternimmt die Landesregierung, um die Kommunikation unter den beteilig-

ten Behörden zu verbessern und insbesondere mehr Transparenz zu schaffen, da-
mit keine Härtefallregelungen zugunsten von ausreisepflichtigen Straftätern ge-
troffen werden? 

 
Für die Kommunikation unter den beteiligten Behörden gibt es bereits ausdifferenzierte Rege-
lungen. Insoweit wird auf die Antworten zu Frage 1-4 verwiesen. Im Rahmen einer Informa-
tions- und Austauschveranstaltung am 18.06.2026, zu der alle nordrhein-westfälischen Aus-
länderbehörden eingeladen waren, wurde zudem seitens der Vorsitzenden der Härtefallkom-
mission u.a. die Bedeutsamkeit strafrechtlich relevanter Umstände für die Beratung der Härte-
fallkommission ausdrücklich erläutert. 
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Auch wird derzeit die Vorlage zur Berichtsanforderung gegenüber den Ausländerbehörden im 
Rahmen des Härtefallverfahrens klarstellend überarbeitet. 


